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Wohnungsaufsicht in Berlin 
Ihr Schreiben vom 06.05.2015 

Sehr geehrte Mitglieder des Quartiersrats Falkenhagener Feld-Ost, 
sehr geehrte Frau Clausen, 

Bearbeiterin Kathrin Schiit! 
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Datum 22.07.2015 

vielen Dank für Ihren Brief vom 06.05.2015. Herr Senator Geisel hat mich gebeten, Ihnen zu ant­
worten. Diese Aufgabe übernehme ich gerne. Ich freue mich über Ihr Interesse an wohnungspoli­
tischen Fragestellungen und Ihr Engagement in Falkenhagen. 

Ich stinime vollkommen mit Ihnen überein, dass die landeseigenen Wohnungsbaugesellschaften 
ihre Mittel wirtschaftlich einsetzen müssen. 

Die Einwohnerzahl von Berlin wächst. Es gibt viele Bemühungen, die Kapazitäten im Wohnraum 
ebenfalls zu erhöhen. Diese Aufgabe kann die öffentliche Verwaltung in Berlin nicht allein erfüllen . 
Grundsätzlich sind deswegen Investitionen privater Bauherren in den Wohnungsbau und -erhalt 
zu begrüßen. Es ist daher nicht zielführend, Immobilienunternehmen generell „staatlicherseits 
Schwierigkeiten zu machen". 

Klar ist allerdings auch, dass sich die Immobilienunternehmen - wie alle anderen - an die gelten­
den Gesetze halten müssen. Realität ist, dass Vermieter - natürlich auch in Berlin - die gesetzlich 
geschützten Mieterinteressen nicht immer respektieren. Wie Sie zutreffend ausführen, können die 
Wohnungsaufsichtsämter, die in den Bezirksämtern angesiedelt sind, in diesem Fall auf Grundla­
ge des Wohnungsaufsichtsgesetzes Berlin (WoAufG Bin) unter bestimmten Voraussetzungen 
einschreiten. 

Voraussetzung für Maßnahmen der Wohnungsaufsicht ist zunächst, dass die Wohnungsaufsicht 
von etwaigen Missständen erfährt. Da es sich hierbei oft um Vorgänge hinter verschlossenen Tü-
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ren handelt, bedarf es in der Regel eines Hinweises der betroffenen Bewohner. Das WoAufG Bin 
. stellt .Mindeststandards in Bezug auf den baulichen Zustand und die Belegung von Wohnungen 
auf, die jedes Wohnverhältnis erfüllen soll. Ist das nicht der Fall kann die Wohnungsaufsicht die 
Beseitigung der tatsächlichen Missstände vor Ort anordnen. Manchmal ist dies jedoch auch nur 
unter bestimmten Voraussetzungen möglich. So kann die (teilweise) Räumung einer Wohnung 
z.B. nur angeordnet werden, wenn den betroffenen Bewohnern Ersatzwohnraum zur Verfügung 
gestellt werden kann. 

Neben den baulichen gibt es aber auch mietrechtliche Schwierigkeiten, z.B. überhöhte Mieten, 
deren Bekämpfung nicht Aufgabe der Wohnungsaufsicht ist. Dieses sind zivilrechtliche Probleme 
zwischen Mieter und Vermieter. Sie haben im einzelnen Fall mit öffentlicher Verwaltung keine Be­
rührungspunkte. Hier kann der Staat allenfalls sekundär helfen, etwa durch Beratungsangebote 
für Betroffene. Wohnungsaufsicht und Mietrecht sind rechtlich zu trennen. 

Nach meiner Kenntnis leisten die Mitarbeiter in den Wohnungsaufsichtsämtern der Bezirke im 
Rahmen ihrer Möglichkeiten gute Arbeit. Eine Umfrage in den Bezirken Ende 2014 hat ergeben, 
dass in den Bezirken von Berlin jedes Jahr hunderte von wohnungsaufsichtlichen Anliegen bear­
beitet werden. Zutreffend ist, dass die Verfahren der Wohnungsaufsicht oft langwierig und perso­
nalintensiv sind. Das ist dem Umstand geschuldet, dass die Wohnungsaufsicht oft in Rechte der 
Betroffenen eingreift und die herrschenden rechtstaatlichen Grundsätze beachten muss. Es be­
darf u.a. einer gründlichen Sachverhaltsaufklärung, einer Anhörung der Betroffenen, Fristsetzun­
gen und ggf. Androhungen von Maßnahmen der Verwaltungsvollstreckung z.B. Ersatzvornahmen. 
Das alles kostet Zeit und Nerven, ist in einem Rechtsstaat jedoch (in der Regel} unumgänglich. 

Der Vollzug des WoAufG liegt allein in der Hand der Bezirke. Diese bestimmen auch, wie viele 
Mitarbeiter für die Tätigkeit in der Wohnungsaufsicht abgestellt werden und welche Qualifikation 
diese erhalten . 

Ich hoffe, Ihnen mit dieser Auskunft weiter geholfen zu haben, und wünsche Ihnen für Ihre Tätig­
keit im Quartiersmanagement alles Gute. 

Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 

Thomas Meyer 


